Hoffmann, Volker Karl: Die Strafverfolgung der NS-Kriminalität am Landgericht Darmstadt (Quellen und Forschungen zur Strafrechtsgeschichte. Herausgegeben von Arnd Koch, Andreas Roth und Jan Zopfs. Band 10). Berlin: Erich Schmidt Verlag 2013
2. Die Beseitigung von Demokratie und Recht nach der „Machtergreifung‟ 1933

2.3 Auswirkungen auf die Justiz im Volksstaat Hessen

S. 43f.

„Wie weit sich das Regime über alle fundamentalen Rechtsgrundsätze hinwegsetzte[, zeigt der folgende Fall, der 1949 auf Veranlassung des öffentlichen Klägers untersucht wurde:
 Der polnische Zwangsarbeiter Rogacki war bei einem Schuhmacher in Heppenheim eingesetzt. Im Sommer 1942 erstattete eine Kundin Strafanzeige, weil Rogacki angeblich ihrer achtjährigen Tochter unter den Rock gefasst haben soll. Die aufnehmenden Beamten der Schutzpolizei zweifelten, ob tatsächlich ein Sittlichkeitsverbrechen geschehen sei, nahmen auf Drängen der Mutter die Anzeige jedoch auf und gaben sie an das Amtsgericht weiter. Wieso das Amtsgericht den Fall nicht weiter untersuchte, ist unklar. Das Gericht gab stattdessen den Vorgang an die Gestapo ab, die ihn an Himmler weiterleitete. Himmler selbst unterschrieb den Befehl zur Hinrichtung des Rogacki durch Erhängen am 11. September 1942. Die Hinrichtung am 1. Oktober 1942 in einem Steinbruch [recte Wald] leitete der im Krieg umgekommene SS-Standartenführer und Gestapo-Führer Dr. Pifrader aus Darmstadt. Zur Absperrung wurden drei SS-Mitglieder hinzugezogen, die später wegen der Reichspogromnacht in Heppenheim ebenfalls verfolgt wurden. Bei der Hinrichtung mussten die polnischen Zwangsarbeiter aus der Umgebung zusehen, angeblich aus Gründen der Abschreckung. Den drei SS-Leuten war nicht nachzuweisen, dass sie in irgendeiner Form Einfluss auf das Geschehen gehabt hätten oder auch nur wussten, dass der Hinrichtungsbefehl rechtswidrig ist. Die Staatsanwaltschaft stellte daher das Verfahren gegen die SS-Leute am 25. April ein.‟

4. Die lokalen Straftaten

4.7 Sonstige Straftaten

S. 127f.

„[...]

Heppenheim.
 Über die rechtswidrige Hinrichtung des polnischen Zwangsarbeiters Rogacki am 1. Oktober 1942 in einem Steinbruch [recte Wald] wegen angeblicher Belästigung eines achtjährigen Mädchens wurde schon in Kap. 2.3 berichtet. Das Verfahren nach dem Krieg richtete sich gegen drei SS-Männer, die den Steinbruch abgesperrt hatten. Diesen war nicht nachzuweisen, dass sie in irgendeiner Form Einfluss auf das Geschehen gehabt hätten oder auch nur wussten, dass der Hinrichtungsbefehl durch Himmler rechtswidrig ist. Die Staatsanwaltschaft stellte daher am 25. April 1950 das Verfahren gegen die drei SS-Leute ein.‟

5. Anlass der Verfolgung der lokalen Straftaten

5.6 Sonstige Straftaten
S. 134

„Im Falle der Hinrichtung eines polnischen Kriegsgefangenen [recte Zivilarbeiter] wegen er angeblichen sexuellen Belästigung eines Kindes
 kam die Strafverfolgung 1949 durch eine Anzeige der Spruchkammer in Gang, obwohl als sicher erscheint, dass der Bevölkerung der Vorgang bekannt war. Dass die zur Absperrung beteiligten Schutzpolizisten keine Anzeige erstatteten, mag an ihrer Furcht vor Selbstbelastung gelegen haben.‟
� Fall 121 (Heppenheim). Der „Erste öffentliche Kläger‟ im Spruchkammerverfahren hatte eine vergleichbare Rolle wie der Staatsanwalt im Strafverfahren (Art. 33 BefrG).


� Verantwortlich erschien der Staatsanwaltschaft daher nur Dr. Pifrader, der vermutlich den Vorfall an die Gestapo meldete und die Hinrichtung vollziehen ließ, wegen seines Todes aber nicht mehr belangt werden konnte.


� Fall 121 (2a Js 3871/49).


� Fall 121 (kein Verdächtiger ermittelt).
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